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Berlin, 31. Januar 2025 – Anlässlich der heute im Bundestag von 
SPD, Grünen und CDU/CSU verabschiedeten Beschlüsse zu 
energiepolitischen Vorhaben erklärt Prof. Dr. Gerald Linke, 
Vorstandsvorsitzender des DVGW Deutscher Verein des Gas- und 
Wasserfaches e.V.: 
  
„Es ist ein wichtiges Signal, dass die Bundesregierung und Teile der 
Opposition – und sei es in der letzten Sitzungswoche dieser 
Legislaturperiode – gemeinsam Verantwortung für dringliche 
energiepolitische Entscheidungen übernommen haben.  
 
Die Verlängerung des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes (KWKG) ist 
richtig, da nun auch Anlagen eine Förderung erhalten, die nach 2026 
in Betrieb gehen. Dies reicht jedoch nicht aus: Es braucht eine 
deutlich weitreichendere Verlängerung des Gesetzes, mindestens 
bis zum Jahr 2035. Das KWKG muss dabei mit höheren jährlichen 
Zubauzielen und einer Fokussierung auf klimaneutrale Brennstoffe 
in der Strom- und Wärmeversorgung ausgestaltet werden. Auch die 
Einigung beim Biogaspaket verdeutlicht die Notwendigkeit nach 
mehr Biogasanlagen und eröffnet mit Blick auf die Notwendigkeit der 
Verbesserung der Rahmenbedingungen auch bei Biomethan neue 
Perspektiven. 
 
Die heute beschlossenen Vorhaben gehen aber nicht weit genug. 
Eine neue Bundesregierung muss schnell und entschlossen weitere 
energiepolitische Handlungsfelder anpacken. Hierzu hat der DVGW 
energiepolitische Forderungen formuliert. Viele Gesetzesinitiativen, 
wie das Kohlendioxid-Speicherungsgesetz, werden wohl vor den 
Neuwahlen nicht mehr beschlossen; andere müssen noch auf den 
Weg gebracht werden, da sie zeitkritisch sind. Dringlich ist etwa die 
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Umsetzung der EU-Gasbinnenmarktrichtlinie in deutsches Recht, um 
die Ertüchtigung der Gasverteilnetze für Wasserstoff zu ermöglichen. 
 
Auch beim Thema CO2-Transport muss in der neuen 
Legislaturperiode zeitnah ein Rechts- und Finanzierungsrahmen 
geschaffen werden. Zudem sind grundlegende Änderungen beim 
Gebäudeenergiegesetz die Voraussetzung dafür, dass Wasserstoff 
im Gebäudesektor und insbesondere bei der Wärmenutzung seinen 
Platz als klimafreundlicher Zukunftsenergieträger einnehmen kann.  
 
Deutschland benötigt mit Blick auf die Energieversorgung eine 
Neujustierung des energiewirtschaftlichen Dreiecks. Die Kriterien 
Versorgungssicherheit, Bezahlbarkeit und Klimaschutz müssen 
endlich wieder in ein angemessenes Verhältnis gebracht werden. 
Dies muss stärker Eingang finden – etwa in die 
Systementwicklungsstrategie. Nur dann lässt sich die 
Transformation in eine nachhaltige und klimafreundliche 
Energieversorgung erfolgreich gestalten. Der Kurs zu mehr 
Klimaschutz führt nur schnell zum Ziel, wenn er praktisch und 
ökonomisch umsetzbar ist.“ 
 
Weitere Informationen:  
 
Energie- und wasserpolitische Forderungen des DVGW 
www.dvgw.de/politische-forderungen 
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Kontakt: 
 

DVGW Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e.V. 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
 
presse@dvgw.de 

www.dvgw.de 
 

Hauptgeschäftsstelle 
Josef-Wirmer-Straße 1-3, 53123 Bonn 
  
Büro Berlin 
Robert-Koch-Platz 4, 10115 Berlin 
 

Lars Wagner Sabine Wächter 
Leiter Presse- und Öffentlichkeitsarbeit / Pressesprecherin 
Pressesprecher Telefon: (0228) 91 88 - 609 
Telefon: (030) 79 47 36 – 64 
 

Der DVGW Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e.V. fördert das Gas- und Wasserfach mit den 

Schwerpunkten Sicherheit, Hygiene und Umweltschutz. Mit seinen rund 14.000 Mitgliedern erarbeitet der DVGW 

die allgemein anerkannten Regeln der Technik für Gas und Wasser. Klimaneutrale Gase und insbesondere der 

Zukunftsenergieträger Wasserstoff sind in der Arbeit des DVGW von besonderer Bedeutung. Der Verein initiiert 

und fördert Forschungsvorhaben und schult zum gesamten Themenspektrum des Gas- und Wasserfaches. Darüber 

hinaus unterhält er ein Prüf- und Zertifizierungswesen für Produkte, Personen sowie Unternehmen. Die technischen 

Regeln des DVGW bilden das Fundament für die technische Selbstverwaltung und Eigenverantwortung der Gas- 

und Wasserwirtschaft in Deutschland. Sie sind der Garant für eine sichere Gas- und Wasserversorgung auf 

international höchstem Standard. Der gemeinnützige Verein wurde 1859 in Frankfurt am Main gegründet. Der 

DVGW ist wirtschaftlich unabhängig und politisch neutral. Mit neun Landesgruppen und 62 Bezirksgruppen agiert 

der DVGW auf lokaler sowie überregionaler Ebene und ist in der ganzen Bundesrepublik vertreten. Themen mit 

bundesweiter oder europäischer Dimension werden durch die Hauptgeschäftsstelle in Bonn mit Büros in Berlin und 

Brüssel abgedeckt. 


